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Betr. : Evakuiertenrückführung 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 16. November 1956 
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Im Nachgang zu meinen Zwischenberichten vom 23. Januar 1957 

(Drucksache 3079) und vom 30. März 1957 (Drucksache 3382) gebe 

ich namens der Bundesregierung folgenden abschließenden Bericht: 

L Allgemein 

1. Der Bericht erstreckt sich auf die durch das Bundesevakuierten- 
gesetz vom 14. Juli 1953 (Bundesgeset^bl. I S. 586) erfaßten 
rückkehrwilligen Evakuierten, nicht auf die vor seinem Inkraft- 
treten (18. Juli 1953) in ihren Heimatort zurückgekehrten Eva- 
kuierten - 1947 gab es noch 3,4 Mio Evakuierte - und nicht 
auf diejenigen Evakuierten, die in ihrem Zufluchtsort verbleiben 
wollen, da diese grundsätzlich in die Maßnahmen des Gesetzes 
nicht einbezogen sind. 

II. Rückführung 

2. Nach der Statistik vom 31. März 1957 beträgt die Zahl der 
anerkannten rückkehrwilligen Evakuierten nach geltendem 

447 000 Personen 


89 000 Personen 
358 000 Personen 

238 000 Personen 
1 20 000 Personen 


Recht 

Diese Zahl wird sich nach den bisherigen 
Erfahrungen im Endergebnis um etwa 20 v. H. 
ermäßigen (Verzicht auf Rückführung, Strei- 
chung im Ausgangsort bei Wahl eines Ersatz- 

Ausgangsortes) 

Für die Rückführung kommen somit in Frage 
Davon entfallen auf 

a) die Rückführung innerhalb der Länder . 

b) die Rückführung von Land zu Land . . 
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Die Rüdtführung von Land zu Land, für die der Bund seiner- 
seits eine besondere Verpflichtung anerkennt, ist hinsichtlich der 
für das Gelingen der Rückführung notwendigen Wohnungsbau- 
Finanzierung gesichert durch 

a) Einbeziehung von rd 62 000 Personen 

in das finanziell geregelte Um siedlungs ver- 
fahren für Vertriebene 

b) durch erfolgte Bereitstellung von Wohn- 
rauni hilfemittein und Aufbaudarlchen aus 
dem Lastenausgleicli für las tenaus gleich s- 

berechtigte Evakuierte rd 35 000 Personen 

c) durch künftige Bereitstellung zusätzlicher 
Wohnungsbau-Förderungsmittel des Bundes 
nacli Besdiluß der Bundesregierung 

für rd 23 000 Personen 

Die unter c) erwähnten Bundesmittel sollen sowohl für die rach- 
stellige Finanzierung als auch für die Rcstfinanzierung des Woh- 
nungsbaues gegeben werden. Im Vorgriff auf den Haushaltsplan 
1958 sind zunächst bis zu 30 Mio DM Mittel für diesen Zweck 
vorgesehen, die auf Grund einer vom 1. April 1957 an wirk- 
samen Bindungsermächtigung im Jahre 1957 den Ländern zur 
Vcrplanung bercitgcstellt werden können. Aus diesem Betrag 
sollen auch für die Restfinanzierung des Wohnungsbaues Mittel 
für die Evakuierten verwendet werden, die sich außerhalb des 
Bundesgebietes aufhalten (Ziffer 4). 

3. Rückgeführt bis zum 31. März 1957 wurden 

a) innerhalb der Länder 90 614 Personen 

b) von Land zu Land 50 922 Personen 

insgesamt 141 536 Personen 

Es sind mithin von der Gesamtzahl der Evakuierten rückgeführt 
39,5 V. H. Dabei ist die Rüdkführung von Land zu Land etwas 
stärker beteiligt, da 42,4 v. H. der von Land zu Land rück- 
zuführenden Evakuierten gegenüber 38,1 v. H. der innerhalb der 
Länder rückzuführenden Evakuierten wieder in ihren Heimat- 
ort zurüdckchren konnten. 

4. Der zurzeit noch in parlamentarischer Beratung befindlidic 
Gesetzentwurf zur Änderung und Ergänzung des Bundesevaku- 
iertengesetzes (Bundestags-Drucksachen 1703, 1803) erweitert den 
Personenkreis. Infolgedessen wird sich die Zahl insbesondere um 
jene Personen erhöhen, die vom 8. Mai 1945 bis 31. Dezember 1946 
sowie in Gebiete außerhalb des Bundesgebietes evakuiert worden 
sind. 

Die Erhöhung wird auf 75 000 Personen 

geschätzt. 

Davon werden voraussichtlich zurückzuführen sein 
a) innerhalb der Lander 30 000 Personen 
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b) von Land zu Land (davon aus der sowje- 
tischen Besatzungszone 37 000, aus anderen 
Gebieten außerhalb der Bundesrepublik 
3 000 Personen und aus Ländern innerhalb 
der Bundesrepublik 3 000 Personen) = . . 45 000 Personen 

Die Bundesregierung beabsichtigt die Rückführung von Land zu 
Land, die sich aus dieser Erweiterung des betreuungsberechtigten 
Personenkreises ergibt, besonders zu fördern, und zwar in der 
Weise, daß 

a) für die Rückführung der außerhalb des Bundesgebietes befind- 
lichen Evakuierten der Wohnungsbau hinsichtlich der nach- 
stelligen Finanzierung aus den zugunsten des Wohnungsbaues 
für Zuwandercr bereitzustellenden Bundeshaushaltsmitteln ge- 
fördert werden soll. Daneben sollen noch ßundeshaushalts- 
mittel für die Restfinanzierung dieses Wohnungsbaues (Ziffer 2) 
gewährt werden. 

Die Förderung der Finanzierung des Wohnungsbaues für die 
innerhalb des Bundesgebietes von Land zu Land rückzuführenden 
5 000 Evakuierten ist nach den unter Ziffer 2 dargelegten 
Grundsätzen vorgesehen. 

5. Die Rückführung aller Evakuierten von Land zu Land einschließ- 
lich der außerhalb des Bundesgebietes befindlichen rückkehrwilli- 
gen Evakuierten — diese, sofern die Ergänzung des Bundes- 
evakuiertengesetzes durcli die Novelle oder durch eine Rechts- 
verordnung erfolgt — wird nach dem Beschluß der Bundes- 
regierung nunmehr im Laufe von drei Jahren zum Abschluß 
gebracht werden können und damit etwa zu gleidicr Zeit 
durchgeführt sein wie die Umsiedlung der Vertriebenen. 

6. Die Bundesregierung hält an ihrer Auffassung fest, daß auch die 
Rückführung der Evakuierten innerhalb der Länder aus sozialen 
und politischen Gründen alsbald abzuschließen ist. Sie sieht sich 
jedoch nidit in der Lage, für diesen Zweck zusätzliche Bundes- 
haushaltsmittel für den Wohnungsbau bereitzustellcn, da es sich 
um eine Befriedigung des Wohnungsbedarfs handelt, der aus den 
allgemeinen Wohnungsbaumitteln zu decken ist. Zudem haben 
die Länder Wohnraumhilfemittel und Aufbaudarlehen aus dem 
Lastenaus gleich mit der Auflage erhalten, bevorzugt Wohnungen 
für die innere Rückführung der kriegssachgesdiädlgten Evakuier- 
ten zu bauen. 

III. Eingliederung 

7. Bei der Betrachtung der Eingliederungsfrage der Evakuierten darf 
nicht unbeachtet bleiben, daß das Bundesevakuiertengesetz primär 
ein Rückführungsgesetz ist. Die Maßnahmen zugunsten der 
Wiedereingliederung in das Berufsleben werden sich nach den 
vorhandenen Gegebenheiten riditen müssen. Entsprechend der 
Altersstruktur, bei der die Personen von 15 bis 65 Jahren mit 
einem Anteil von insgesamt 63,9 v. H. geringer beteiligt sind als 
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die Wohnbevölkerung (68,8 v. H.) — insbesondere sind die Per- 
sonen von 20 bis 45 Jahren besonders gering beteiligt (24,3 v. H. 
gegenüber 34,0 v. H.) — , ist auch die Zahl der Erwerbspersonen 
relativ niedrig. Bei den registrierten Evakuierten ist ihr Anteil 
nur ein Drittel, während diese Gruppe bei der Wohnbevölkerung 
die Hälfte ausmadit. Das zeigt, daß das Evakuiertenproblem der 
arbeitsfähigen Jahrgänge weitgehend im Wege der Selbsthilfe ge- 
löst werden konnte. 

Der Hauptteil der Erwerbspersonen der registrierten Evakuierten 
gehört — auch relativ stärker als bei der Wohnbevölkerung — 
den abhängigen Besdiäfligten an (79,1 v. H. ohne Arbeitslose); 
der Anteil der Selbständigen und mithelfenden Familienangehöri- 
gen an den Erwerbstätigen ist mit 9,9 v. H. erheblich niedriger als 
bei der Wohnbevölkerung, bei der diese Gruppe mit 24,4 v. H. 
beteiligt ist. 

Umgekehrt liegen die Verhältnisse bei den Arbeitslosen. Mit 
15174 Arbeitslosen insgesamt ist diese Gruppe mit 11,1 v. H. 
an der Gesamtzahl der Erwerbspersonen beteiligt, während der 
entsprechende Anteil der Arbeitslosen der Gesamtbevölkerung 
nur 1,6 V, H. ausmacht. Bei den Männern beträgt die Arbeits- 
losenquote in der Gruppe der Evakuierten 11,4 v. H. und bei 
der Gesamtbevölkerung 1,1 v. H. Sie ist also um ein Vielfaches 
höher. Es ist zu vermuten, daß es sich hier in erster Reihe um 
ältere Arbeitslose handelt, weil audi der Anteil der Altersstufe 
von 45 bis 65 Jahren bei den Evakuierten 28,7 v. H., bei der 
Gesamtbevölkerung 25,9 v. H. beträgt. 

Gleichwohl sollte es bei der zurzeit bestehenden Lage des Ar- 
beitsmarktes keine Schwierigkeiten bereiten, die Arbeitslosen 
wieder in Arbeit zu bringen, ebenso wie die Weitervermittlung 
der im Beruf stehenden Evakuierten keine unüberwindlichen Pro- 
bleme aufwerfen dürfte. Die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
hat jedenfalls durch eine Zwischenerhebung diese Auffassung 
bestätigt. 


In Vertretung 
Dn Nahm 
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